Sehr geehrte …

wie Sie wissen, bemüht sich ‘Keine Patente auf Leben!’ schon seit vielen Jahren darum, Patente auf konventionell gezüchtete Pflanzen zu stoppen. 

Wir gratulieren Ihnen zur Entscheidung des Verwaltungsrates vom Juni 2017, die neue Regel 28 (2) einzuführen, um Patente auf Pflanzen und Tiere zu verbieten, die aus „im Wesentlichen biologischen Verfahren“ zur Züchtung stammen. Diese neue Regel wurde im Mai 2020 von der Großen Beschwerdekammer bestätigt (G3/19). 

Es gibt jedoch immer noch Probleme, die der Verwaltungsrat jetzt lösen muss, um für ausreichende rechtliche Klarheit und Sicherheit zu sorgen. Das wichtigste Problem: Ein Dokument, das der frühere Präsident des EPA, Herr Benoît Battistelli, als Grundlage für die Entscheidung des Verwaltungsrates im Juni 2017 vorgelegt hatte, steht im Gegensatz zu den früheren Entscheidungen der Großen Beschwerdekammer G1/08 und G2/07. Diese Entscheidungen der Großen Beschwerdekammer betreffen die Definition von „im Wesentlichen biologischen Verfahren“ und sind für die Prüfung von Patentanträgen nach der neuen Regel 28 (2) von zentraler Bedeutung. 

Die Kriterien bezüglich der Patentierbarkeit, wie sie von G1/08 und G2/07 für technische (nicht „im Wesentlichen biologische“) Verfahren definiert werden, werden durch gentechnische Verfahren, einschließlich ‚Genome Editing‘, erfüllt: Mit Hilfe dieser Techniken ist es möglich, direkt eine neue Eigenschaft in Pflanzen und Tieren einzuführen. Dabei sind diese Technologien fundamental verschieden von konventioneller Züchtung, wie der Nutzung von spontanen oder zufälligen Mutationen. Doch im Dokument des früheren Präsidenten werden technische Verfahren wie Genome Editing, das auf Werkzeugen wie CRISPR/Cas beruht, mit „traditionellen“ Verfahren wie der Zufallsmutagenese gleichgesetzt. 

Da der vom Präsident vorgelegte Text als ein ‘document préparatoire’ anzusehen ist, könnte ihm rechtlich bindende Wirkung für die Auslegung der Regel 28 (2) zukommen. Auf der anderen Seite ist es aber aufgrund des rechtlichen Rahmens des EPÜ klar, dass die Auslegung der Regel 28 (2) nicht im Gegensatz zu den sonstigen Bestimmungen des Patentübereinkommens und den Entscheidungen der Großen Beschwerdekammern stehen darf. 

Daher fordern wir jetzt dringend eine Initiative des Verwaltungsrates, um die lang anhaltende Periode rechtlicher Unsicherheiten zu beenden. Vor dem Hintergrund von G1/08 und G2/07 müssen die fundamentalen Unterschiede zwischen konventioneller Züchtung und gentechnischen Verfahren als eindeutig definierte Kriterien zur Prüfung von Patentanträgen nach Regel 28 (2) herangezogen werden. 

Im beiliegendem Dokument liefern wir detaillierte Argumente zu diesen und weiteren Fragestellungen. Wir hatten bereits die Gelegenheit, unsere Analyse mit verschiedenen Patent-ExpertInnen zu diskutieren, von denen einige auch an Entscheidungen des Verwaltungsrates beteiligt sind. Nachdem wir unsere Argumente im direktem Dialog darlegen konnten, haben wir den Eindruck gewonnen, dass unsere Analyse von den verschiedenen ExpertInnen durchaus als zutreffend und relevant eingeschätzt wird. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um die Gelegenheit zu einem virtuellen Treffen, um auch Ihnen unsere Ergebnisse darzulegen und Ihre Fragen und Kommentare zu diskutieren. In diesem Zusammenhang hoffen wir gemeinsam herauszufinden, wie ausreichende rechtliche Sicherheit erreicht werden kann, um konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere vollständig von der Patentierung auszuschließen. 






